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1. Einleitung 

Dieser Sachstand befasst sich auftragsgemäß mit aktuellen Vorschlägen und Maßnahmen zur Re-
form der Aufsichtsstrukturen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in Deutschland.  

Im Folgenden wird zunächst kurz auf das Grundrecht der Rundfunkfreiheit eingegangen, an-
schließend werden die wichtigsten Kontrollgremien vorgestellt. In den Landesrundfunkgesetzen 
sind – weitgehend einheitlich – als Aufsichtsorgane der Rundfunkanstalten der Rundfunkrat und 
der vorwiegend mit ökonomischen Befugnissen ausgestattete Verwaltungsrat vorgegeben. Zusätz-
liche Prüfungsrechte gegenüber den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten stehen den Lan-
desrechnungshöfen und auch dem Bundesrechnungshof zu. 

In einem weiteren Schritt werden aktuelle Reformansätze dargestellt, die auf eine wirksamere 
Gremienaufsicht abzielen und verstärkt nach den Enthüllungen über den Rundfunk Berlin- 
Brandenburg (RBB) im Sommer 2022 umgesetzt worden sind. Bei den jüngsten Änderungen des 
Medienstaatsvertrages (MStV)1 und des RBB-Staatsvertrages2 sind diesbezüglich mehrere Punkte 
aufgegriffen worden. 

Der neue RBB-Staatsvertrag wurde am 14. Dezember 2023 von den Landesparlamenten in Berlin 
und Brandenburg mehrheitlich angenommen und trat zum 1. Januar 2024 in Kraft. Darin ist unter 
anderem vorgesehen, dass die RBB-Aufsichtsgremien gestärkt und neue Sorgfaltspflichten sowie 
Haftungsregeln für Entscheidungsträger eingeführt werden. 

Abschließend wird zum Vergleich auf die Kontrolle und Aufsicht des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks in anderen Ländern eingegangen. Hierzu werden beispielhaft die British Broadcasting 
Corporation (BBC), France Télévision und Radio France, die Schweizerische Radio- und Fernseh-
gesellschaft SRG/SSR sowie der Österreichische Rundfunk (ORF) dargestellt. 

2. Rundfunkfreiheit 

Rundfunk ist jede an die Öffentlichkeit gerichtete Übermittlung von Gedankeninhalten in Form 
von physikalischen, insbesondere elektromagnetischen Wellen (Hörfunk, Fernsehen).3 Internet-
dienste sind nur dann „Rundfunk“, wenn ein redaktioneller Teil enthalten ist.4 Im Hinblick auf 

 

1 Staatsvertrag zur Modernisierung der Medienordnung in Deutschland in Kraft seit 7. November 2020 in der Fas-
sung des Vierten Medienänderungsstaatsvertrages in Kraft seit 1. Januar 2024. 

2 Staatsvertrag über den Rundfunk Berlin-Brandenburg (rbb-Staatsvertrag) vom 3. November 2023 und 17. No-
vember 2023, GVBI. Brandenburg I - 2023, Nr. 27; 
Rundfunk Berlin Brandenburg: Über den RBB, abgerufen unter: https://www.rbb-online.de/unterneh-
men/der_rbb/struktur/grundlagen/novellierung-staatsvertrag.html.  

3 Jarass/Pieroth/Jarass, Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, 17. Aufl. 2022, Art. 5 Rn. 47 ff. 

4 Jarass/Pieroth/Jarass, Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, 17. Aufl. 2022, Art. 5 Rn. 111a. 

https://www.rbb-online.de/unternehmen/der_rbb/struktur/grundlagen/novellierung-staatsvertrag.html
https://www.rbb-online.de/unternehmen/der_rbb/struktur/grundlagen/novellierung-staatsvertrag.html
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die Staatsfreiheit des Rundfunks wird in die Rundfunkfreiheit eingegriffen, wenn der Staat Ein-
fluss auf Auswahl, Inhalt und Gestaltung der Programme nimmt.5 Unter Beachtung ihrer Staats-
ferne und binnenpluralistischen Struktur genießen die Rundfunkanstalten Programmautonomie 
und Selbstverwaltung.6 

Vorgaben zur Aufsicht über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk enthalten etwa die Landesrund-
funkgesetze, die u.a. den Aufbau und die Funktion der jeweiligen Rundfunkanstalt regeln. Beim 
länderübergreifenden Rundfunk wie beispielsweise dem Rundfunk Berlin-Brandenburg (RBB) ist 
diese Materie in einem gemeinsamen Staatsvertrag geregelt.7 

Im Landesrecht wird die Grundstrukturierung aufgegriffen, die das Bundesverfassungsgericht aus 
der Rundfunkfreiheit des Art. 5 Abs. 1 Satz 2, 2. Var. GG abgeleitet hat.8 Damit der Rundfunk 
eine freie und individuelle öffentliche Meinungsbildung gewährleisten kann, hat der Gesetzgeber 
nicht nur die Freiheit des Rundfunks von staatlicher Beherrschung und Einflussnahme sicherzu-
stellen, sondern zusätzlich auch durch gesetzliche Vorgaben zu garantieren, dass die Vielfalt der 
Meinungen im Rundfunk zum Ausdruck kommen kann.9 

Hierzu gewährleistet die grundrechtliche Rundfunkfreiheit den im Rundfunkwesen tätigen Perso-
nen und Unternehmen die Freiheit von staatlichem Zwang.10 Dies umfasst neben der Garantie der 
freien Meinungsäußerung und -verbreitung auch eine institutionelle Eigenständigkeit. 

Träger der Rundfunkfreiheit sind die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, wenn sie unmit-
telbar dem durch die Grundrechte geschützten Lebensbereich zuzuordnen sind.11 Der Schutzbe-
reich des Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG umfasst in den Schranken der allgemeinen Gesetze gemäß Art. 5 
Abs. 2 GG das Recht der Rundfunkanstalten, dem Gebot der Vielfalt der zu vermittelnden Pro-
gramminhalte auch bei der Auswahl, Einstellung und Beschäftigung derjenigen Rundfunkmitar-
beiterinnen und -mitarbeiter Rechnung zu tragen, die bei der Gestaltung der Programme inhalt-
lich mitwirken.12 Dies gilt insbesondere dann, wenn die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter typi-
scherweise ihre eigene Auffassung zu politischen, wirtschaftlichen, künstlerischen oder anderen 
Sachfragen, ihre Fachkenntnisse und Informationen, ihre individuelle künstlerische Befähigung 

 

5 Jarass/Pieroth/Jarass, Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, 17. Aufl. 2022, Art. 5 Rn. 54a. 

6 Sachs/Bethge, Grundgesetz, 9. Aufl. 2021, Art. 5 Rn. 107. 

7 Abgeordnetenhaus Berlin, Drucksache 19/1311, Gesetz zum Staatsvertrag über den Rundfunk Berlin-Branden-
burg (rbb-Staatsvertrag), 22.11.2023. 

8 Deutscher Bundestag, Vergütung von Beschäftigten der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, 2021, WD 10 - 
3000 - 031/22, S. 5 f. 

9 BVerfG NVwZ 2014, 867; Fechner/Mayer (Hrsg.), Medienrecht, Vorschriftensammlung, 16. Aufl. 2020, S. XVIII. 

10 BVerfGE 77, 65, 74. 

11 BVerfGE 31, 314, 322. 

12 BVerfGE 59, 231, 260. 
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und Aussagekraft in die Sendungen einbringen, wie dies etwa bei Regisseuren, Moderatoren, 
Kommentatoren, Wissenschaftlern und Künstlern der Fall ist.13  

3. Aufsicht des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 

Regelungen über die interne Organisation und gesellschaftliche Kontrolle des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks beinhalten die Landesrundfunkgesetze, die Staatsverträge der Mehrländeranstal-
ten und der ZDF-Staatsvertrag. Neben der beschränkten staatlichen Aufsicht sind Kontrollfunkti-
onen demnach in erster Linie dem Rundfunkrat (beim ZDF der Fernsehrat) und dem jeweiligen 
Verwaltungsrat der Sendeanstalt übertragen.    

3.1. Staatliche Rechtsaufsicht 

Die vom Bundesverfassungsgericht grundsätzlich anerkannte Staatsaufsicht über den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk bleibt aufgrund der zu wahrenden Staatsfreiheit des Rundfunks auf eine 
Rechtsaufsicht beschränkt.14 Über diese reine Rechtmäßigkeitskontrolle hinaus besteht keine 
staatliche Fachaufsicht etwa durch Eingriffe in den Beurteilungsspielraum oder in Ermessensent-
scheidungen.15  

Die staatliche Rechtsaufsicht ist im Verhältnis zur Binnenkontrolle subsidiär und greift nur dann 
ein, wenn sie verhältnismäßig ist und die internen Kontrollen der Aufsichtsgremien einer Rund-
funkanstalt als geringerer Eingriff nicht ausreichen.16 In diesem Sinne sind beispielsweise in § 31 
Abs. 2 des ZDF-Staatsvertrages (ZDF-StV)17 aufsichtsrechtliche Maßnahmen vorgesehen, wenn 
die zuständigen Organe des Zweiten Deutschen Fernsehens (ZDF) die ihnen obliegenden Pflich-
ten in angemessener Frist nicht oder nicht hinreichend erfüllen. Die rechtsaufsichtsführende 
Landesregierung ist dann berechtigt, dem ZDF im Einzelfall eine angemessene Frist zur Wahr-
nehmung seiner Pflichten zu setzen.  

Nach erfolglosem Fristablauf kann die staatliche Rechtsaufsicht die Rundfunkanstalt zur Durch-
führung bestimmter Maßnahmen anweisen.18 Wenn die Rundfunkanstalt dieser Weisung nicht 
nachkommt, besteht die Möglichkeit einer Aufsichtsklage vor dem Verwaltungsgericht.19  

 

13 BVerfGE 59, 231, 260. 

14 BVerfGE 12, 205 261; 57, 295, 326. 

15 Dürig/Herzog/Scholz/Grabenwarter, Grundgesetz-Kommentar, 102. EL August 2023, Art. 5 Abs. 1 Rn. 925;  
Binder/Vesting, Beck'scher Kommentar zum Rundfunkrecht, 4. Auflage 2018, Anhang zu §§ 11e, 11f., Rn. 45. 

16 Binder/Vesting, Beck'scher Kommentar zum Rundfunkrecht, 4. Auflage 2018, Anhang zu §§ 11e, 11f, Rn. 46. 

17 ZDF-Staatsvertrag vom 31. August 1991, in der Fassung des Staatsvertrags zur Modernisierung der Medienord-
nung in Deutschland (Medienstaatsvertrag) in Kraft seit 7. November 2020;  

18 Binder/Vesting, Beck'scher Kommentar zum Rundfunkrecht, 4. Auflage 2018, Anhang zu §§ 11e, 11f, Rn. 47. 

19 Binder/Vesting, Beck'scher Kommentar zum Rundfunkrecht, 4. Auflage 2018, Anhang zu §§ 11e, 11f, Rn. 47. 
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3.2. Rundfunkrat 

Intern werden die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten durch die Rundfunkräte im Bereich 
der Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik 
Deutschland (ARD), dem Hörfunkrat des Deutschlandradios und dem Fernsehrat des ZDF kon-
trolliert. Als Kollegialorgane setzen sich die pluralistisch besetzten Rundfunkräte aus Repräsen-
tanten gesellschaftlicher Gruppen und Kräfte sowie aus Vertretern des Staates zusammen.20 Ihre 
Aufgaben bestehen in der Wahl und Abberufung des Intendanten sowie der Kontrolle des Pro-
gramms mit Blick auf die Einhaltung von Rundfunkgesetzen und Programmgrundsätzen. Als re-
pressive Maßnahme wird den Rundfunkräten das Recht zugesprochen, einen Programmverstoß 
verbindlich feststellen und den Intendanten anweisen zu können, den Verstoß nicht fortzusetzen 
oder zu unterlassen.21 Zudem wirken Rundfunkräte beim Zustandekommen des Haushaltsplans 
und des Jahresabschlusses mit.  

Als große Kollegialorgane sollen Rundfunkräte die Interessen der Allgemeinheit vertreten und 
die gesellschaftliche Meinungsvielfalt bei den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten zum 
Ausdruck bringen. Für die gesellschaftliche Repräsentation ist die Staats- und Parteiferne bedeut-
sam, die im Rundfunkrat dadurch sichergestellt werden soll, dass die Anzahl staatlicher und 
staatsnaher Vertreter auf ein Drittel der Mitglieder begrenzt ist.22 Wahl und Zusammensetzung 
dienen der Pluralitätssicherung und Repräsentation, aus der sich allerdings kein Anspruch ein-
zelner gesellschaftlicher Gruppen auf Mitgliedschaft ergibt.23 Die Herkunft der Vertreter aus ver-
schiedenen gesellschaftlichen Gruppen ist ebenso wie die Anzahl der Mitglieder im jeweiligen 
Landesrundfunkgesetz geregelt.  

3.3. Verwaltungsrat 

Verwaltungsräte sind in erster Linie für Fragen aus den Bereichen Verwaltung, Finanzen und 
Technik zuständig.24 Zudem wirken sie an den Intendantenwahlen mit und kontrollieren die Ge-
schäftsführung. Das Gremium nimmt unmittelbaren Einfluss auf Verwaltung, Finanzen und Per-
sonalpolitik seines Senders. Je nach landesrechtlichen Vorgaben setzt sich der Verwaltungsrat 
aus sechs bis zwölf Mitgliedern zusammen, die ausschließlich oder überwiegend vom Rundfunk-
rat gewählt werden.25 Die sich aus dem Gebot der Staatsferne ergebende Begrenzung des Anteils 
der staatlichen und staatsnahen Mitglieder auf ein Drittel der gesetzlichen Mitglieder ist auch auf 
den Verwaltungsrat anzuwenden.26 

 

20 Binder/Vesting, Beck'scher Kommentar zum Rundfunkrecht, 4. Auflage 2018, Anhang zu §§ 11e, 11f, Rn. 4. 

21 Binder/Vesting, Beck'scher Kommentar zum Rundfunkrecht, 4. Auflage 2018, Anhang zu §§ 11e, 11f, Rn. 22. 

22 BVerfGE 136, 9, 10. 

23  BVerfG, Beschl. v. 7.11.1995 – 2 BvR 209/93, NVwZ 1996, 781, 782. 

24 Binder/Vesting, Beck'scher Kommentar zum Rundfunkrecht, 4. Auflage 2018, Anhang zu §§ 11e, 11f, Rn. 29 ff. 

25 Binder/Vesting, Beck'scher Kommentar zum Rundfunkrecht, 4. Auflage 2018, Anhang zu §§ 11e, 11f, Rn. 25. 

26 BVerfGE 136, 9, 39. 
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Im Einzelnen überwacht der Verwaltungsrat die Finanzen und Investitionen, indem er über den 
vom Intendanten vorgelegten Haushaltsplan sowie über den Jahresabschluss beschließt und bei-
des dem Rundfunkrat zur Genehmigung vorlegt. Außerdem hat der Verwaltungsrat in der Regel 
den verschiedenen Vertragsabschlüssen durch den Intendanten vorher zuzustimmen. Das betrifft 
unter anderem Verpflichtungen ab einer bestimmten Höhe – beim ZDF beispielsweise ab einem 
Wert von 250.000 Euro (§ 28 Nr. 7 ZDF-StV) – sowie den abzuschließenden Tarifvertrag. Auch 
der Abschluss von Verträgen mit außertariflichen Mitarbeitern bedarf grundsätzlich der Zustim-
mung des Verwaltungsrats. Verträge über die Herstellung oder Lieferung von Programmen sind 
davon regelmäßig ausgenommen.  

3.4. Rechnungshof 

Im Rahmen der externen Prüfung haben der Bundesrechnungshof und die Landesrechnungshöfe, 
die u.a. für die Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung aller Betriebe und öffentlich-
rechtlicher Einrichtungen des Bundes oder des jeweiligen Landes zuständig sind, Prüfungsrechte 
gegenüber den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten. 

Dem Bundesrechnungshof stehen Prüfungsrechte gegenüber der Rundfunkanstalt des Bundes-
rechts Deutsche Welle gemäß § 55 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG)27, § 111 Bundeshaushalts-
ordnung (BHO)28 i. V. m. § 56 Deutsche-Welle-Gesetz (DWG)29 zu. 

Das ZDF übermittelt seinen Jahresabschluss, Lagebericht, Konzernabschluss, Konzernlagebericht 
und Prüfungsbericht dem Rechnungshof des Sitzlandes Rheinland-Pfalz, § 30a Abs. 3 ZDF-StV. 
Prüfungsrechte und Publikationsbefugnisse der Landesrechnungshöfe gegenüber der ARD erge-
ben sich aus den entsprechenden Landesrundfunkgesetzen und Staatsverträgen. 

Geprüft wird die Einhaltung der Vorschriften und Grundsätze zur Haushalts- und Wirtschaftsfüh-
rung, vor allem ob Einnahmen und Ausgaben begründet und belegt sind und ob wirtschaftlich 
und sparsam verfahren wurde. Die Rundfunkanstalten sind den Rechnungshöfen gegenüber zur 
Auskunft verpflichtet. Art und Umfang bestimmen die Rechnungshöfe selbst, wobei sie jedoch 
die Programmautonomie der Rundfunkanstalten zu achten haben. 

 

27 Haushaltsgrundsätzegesetz vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1273), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 14. August 2017 (BGBl. I S. 3122) geändert worden ist. 

28 Bundeshaushaltsordnung vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1284), die zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 412) geändert worden ist. 

29 Deutsche-Welle-Gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Januar 2005 (BGBl. I S. 90), das zuletzt 
durch Artikel 3 der Verordnung vom 14. September 2021 (BGBl. I S. 4250) geändert worden ist. 



 

 
 

 

 

Wissenschaftliche Dienste Sachstand 
WD 7 - 3000 - 005/24 

Seite 9 

4. Reformüberlegungen und aktuelle Maßnahmen 

4.1. Stärkung von Expertenwissen 

Vorschläge zur Reform der Kompetenzen und Rechtstellung von Aufsichtsorganen des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks, bei denen es beispielsweise um Möglichkeiten zur Stärkung des Exper-
tenwissens in diesen Gremien geht, werden seit längerer Zeit erörtert.30  

Einzelne Landesrundfunkgesetze enthalten diesbezügliche Vorgaben über Anforderungen, die an 
eine bestimmte Anzahl von Gremienmitgliedern zu stellen sind. So werden etwa nach § 15 
Abs. 12 Satz 1 WDR-G31 von den Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern des Rundfunkrats 
Kenntnisse auf den Gebieten des Rundfunks und der Telemedien gefordert. § 10 Abs. 1 Nr. 18 
Radio-Bremen-Gesetz32 sieht vor, dass vier Mitglieder des Rundfunkrats über Kenntnisse in den 
Bereichen Wirtschaftsprüfung, Betriebswirtschaft und Unternehmensberatung, Medienwirtschaft 
und Medientechnik, Medienwissenschaft und Medienpädagogik, Journalistik und Publizistik so-
wie Kultur, insbesondere der bildenden Künste und Musik verfügen sollen. 

Auch für den Verwaltungsrat sehen einige Landesgesetze bestimmte Sachkompetenzen der Mit-
glieder vor. Art. 14 Abs. 2 Satz 5 f. BayMG33 fordert beispielsweise, dass Sachkunde für die Aus-
wahl der Verwaltungsratsmitglieder maßgeblich sein soll. Von jeweils mindestens einem Mit-
glied wird ein Wirtschaftsprüferexamen, ein Abschluss oder Kenntnisse und berufliche Erfahrun-
gen auf dem Gebiet der Medienwirtschaft und die Befähigung zum Richteramt verlangt. Ähnliche 
Vorgaben enthalten auch § 24 Abs.1 Nr. 5 DLR-StV34, § 14 Abs. 1 Satz 3 RBG und § 20 Abs. 2 
WDR-G. Weitere Regelungen zielen darauf ab, dass häufiger Anhörungen von externen Experten 
durchgeführt und mehr Fortbildungsangebote etwa in Form von Seminaren für die Gremienmit-
glieder angeboten werden. 

Mit Inkrafttreten des Vierten Medienänderungsstaatsvertrages (MÄStV)35 zum 1. Januar 2024 sind 
einheitliche Regelungen für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk geschaffen worden. Der neu 

 

30 Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, Die Staatsferne der Aufsichtsgremien öffentlich-rechtli-
cher Rundfunkanstalten. Sachstand und Reformansätze in vergleichender Perspektive, 2009, WD 10 – 3000 – 
044/09, S. 10 ff; 
Hahn, Die Aufsicht des öffentlichen Rundfunks. Bestandsaufnahme und Zukunftsperspektiven, 2010; 
Binder/Vesting, Beck'scher Kommentar zum Rundfunkrecht, 4. Auflage 2018, Anhang zu §§ 11e, 11f, Rn. 7, 29. 

31 Gesetz über den „Westdeutschen Rundfunk Köln“ (WDR-Gesetz) in der Fassung vom 30.05.2023. 

32 Radio-Bremen-Gesetz (RBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Januar 2021 (Brem.GBl. S. 90). 

33 Bayerisches Mediengesetz (BayMG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 2003 (GVBl. S. 799, 
BayRS 2251-4-S), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 24. März 2022 (GVBl. S. 70) geändert worden ist. 

34 Deutschlandradio-Staatsvertrag (DLR-StV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juli 2001 (GVBl. S. 529, 
530, BayRS 02-17-S), der zuletzt durch Art. 3 des Vertrages vom 16. Mai 2023 (GVBl. S. 534) geändert worden 
ist. 

35 Vierter Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge (Vierter Medienänderungsstaatsvertrag), 
Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil I  Nr. 25 vom 29. November 2023 (GVBl.I/23, [Nr. 
25]), abgerufen unter: https://bravors.brandenburg.de/gesetze/4medienaendstv.    

https://bravors.brandenburg.de/gesetze/4medienaendstv
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eingefügte § 31d betont die Unabhängigkeit und Fachkompetenz der Rundfunkgremien. Hierzu 
soll die Vorgabe beitragen, dass sich die Mitglieder in den Verwaltungsräten regelmäßig fortbil-
den und ausreichende Kenntnisse in den Bereichen Wirtschaftsprüfung, Betriebswirtschaft, 
Recht, Medienwirtschaft oder Medienwissenschaft haben. Dabei kann ein Gremienmitglied meh-
rere Expertisen auf sich vereinen, es müssen auch nicht alle Mitglieder im Verwaltungsrat über 
Fachwissen in den genannten Bereichen verfügen.36 Als ausreichend wird angesehen, dass das 
jeweilige Gremium in der Gesamtheit seiner Mitglieder die geforderten Kompetenzen aufweist.  

Bei einer Stärkung des Expertenwissens sind die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts zur 
pluralistischen Zusammensetzung der Gremien zu beachten.37 Insofern ist bei der Gremienbeset-
zung mit Experten zugleich auch eine sachgerechte, der gesellschaftlichen Vielfalt Rechnung tra-
gende Gewichtung der in den Gremien berücksichtigten Kräfte sicherzustellen.38 Die Stärkung 
des Expertenwissens muss mit dem Organisationsprinzip der Pluralität in Einklang stehen.39  

4.2. Dritter Medienänderungsstaatsvertrag: Stärkung der Gremienkontrolle 

Am 1. Juli 2023 trat der 3. MÄStV in Kraft, der unter anderem eine Ergänzung des § 31 MStV um 
die Absätze 3 bis 6 umfasst.40 Den öffentlich-rechtlichen Rundfunkgremien wird in Absatz 3 als 
weitere Aufgabe übertragen, über die Auftragserfüllung der Rundfunkanstalten und ihre Haus-
halts- bzw. Wirtschaftsführung zu wachen.  

Zudem haben die Gremien gemäß Absatz 4 ergänzend zu bereits bestehenden staatsvertraglichen 
Regelungen für die Angebote der Rundfunkanstalten Richtlinien aufzustellen und die Intendan-
ten in Programmfragen zu beraten. Diese Richtlinien sollen die Festsetzung inhaltlicher und for-
maler Qualitätsstandards sowie standardisierter Prozesse zu deren Überprüfung umfassen. Eine 
Veröffentlichung in dem Bericht, der nach § 31 Abs. 2 S. 1 MStV gefordert wird, soll mehr Trans-
parenz gegenüber der Öffentlichkeit und den Landesparlamenten schaffen.41   

§ 31 Abs. 5 MStV sieht vor, dass die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten zur besseren Über-
prüfbarkeit und Kontrolle der Haushalts- und Wirtschaftsführung gemeinsam unter Einbeziehung 
ihrer zuständigen Gremien und unter Berücksichtigung von Empfehlungen der Kommission zur 
Überprüfung und Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) Maßstäbe festset-
zen, die geeignet sind, die Bewertung der Einhaltung der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 

 

36 Niedersächsischer Landtag, Drucksache 19/1599, S. 11. 

37 BVerfGE 83, 283, 333 ff. 

38 Dörr, 25 Jahre ITM – 25 Jahre Medienrecht, MMR 2022, 1001, 1006.  

39 Hahn, Die Aufsicht des öffentlichen Rundfunks. Bestandsaufnahme und Zukunftsperspektiven, 2010, S. 224 ff. 

40 Dritter Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge (Dritter Medienänderungsstaatsvertrag), 
abgerufen unter: https://rundfunkkommission.rlp.de/fileadmin/rundfunkkommission/Dokumente/Beschlu-
esse/3_MAEStV_final_Druckfassung.pdf.  

41 Begründung 3. Medienänderungsstaatsvertrag, S. 10 f., abgerufen unter: https://rundfunkkommis-
sion.rlp.de/fileadmin/rundfunkkommission/Dokumente/Beschluesse/3_MAEStV_Begruendung_final.pdf.  

https://rundfunkkommission.rlp.de/fileadmin/rundfunkkommission/Dokumente/Beschluesse/3_MAEStV_final_Druckfassung.pdf
https://rundfunkkommission.rlp.de/fileadmin/rundfunkkommission/Dokumente/Beschluesse/3_MAEStV_final_Druckfassung.pdf
https://rundfunkkommission.rlp.de/fileadmin/rundfunkkommission/Dokumente/Beschluesse/3_MAEStV_Begruendung_final.pdf
https://rundfunkkommission.rlp.de/fileadmin/rundfunkkommission/Dokumente/Beschluesse/3_MAEStV_Begruendung_final.pdf
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Sparsamkeit sowie eine vergleichende Kontrolle der Ressourceneffizienz zu ermöglichen. Als In-
strumente kommen hierfür etwa Kennzahlen zu programmlichen Leistungen wie Ressourcenein-
satz oder Kostenstrukturen für Programmformate in Betracht, aber auch die Entwicklung von Be-
schäftigungsstrukturen.42 Die Rolle der Aufsichtsgremien wird damit über die bisherige Intendan-
tenberatung hinaus aufgewertet.43 Ob dies bereits als stärkere Mitwirkung der binnenpluralistisch 
organisierten „Vertretung der Gesellschaft“ an der Angebotsgestaltung zu beurteilen ist und den 
verfassungsrechtlichen Vorgaben zur Zuordnung der Programmfreiheit genügt, wird jedoch in 
Frage gestellt.44 

Laut § 31 Abs. 6 MStV treffen die Anstalten Maßnahmen, um sich in einem kontinuierlichen Dia-
log mit der Bevölkerung, insbesondere über Qualität, Leistung und Fortentwicklung des Ange-
bots, auszutauschen. Dieser gegenseitige Austausch soll nicht nur den Intendanten und Gremien 
ermöglichen, Angebot und Aufgabenerfüllung zu reflektieren. Zusätzlich soll hierdurch mehr 
Transparenz für die Öffentlichkeit und die Möglichkeit eines unmittelbaren Austausches auf 
breiter gesellschaftlicher Basis geschaffen werden.45 

4.3. Vierter Medienänderungsstaatsvertrag: Neuregelungen von Compliance, Transparenz und 
Gremienkontrolle 

Mit dem am 1. Januar 2024 in Kraft getretenen 4. MÄStV46 wurden die §§ 31a bis 31e MStV als 
Reaktion auf die im Sommer 2022 bekannt gewordenen Vorkommnisse beim RBB eingefügt.47 

§ 31a gibt einen einheitlichen Rechtsrahmen für die Veröffentlichung der Bezüge der jeweiligen 
Intendanten und Direktoren der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten sowie verbindliche 
Transparenzgebote als Mindeststandard vor.  

§ 31b MStV verpflichtet die Rundfunkanstalten, ein wirksames Compliance Management System 
nach anerkannten Standards zu gewährleisten. Eine unabhängige Compliance-Stelle oder ein 

 

42 Begründung 3. Medienänderungsstaatsvertrag, S. 12, abgerufen unter: https://rundfunkkommis-
sion.rlp.de/fileadmin/rundfunkkommission/Dokumente/Beschluesse/3_MAEStV_Begruendung_final.pdf.  

43 Schult, Reform der Medienordnung durch Medienänderungsstaatsverträge, MMR 2023, 744, 746. 

44 Cornils in Stern/Sodann/Mösti (Hrsg.), Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland im europäischen Staa-
tenverbund, 2. Auflage 2022, Bd. 4, § 120 Rundfunkfreiheit, Rn. 95. 

45 Begründung zum Dritten Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge (Dritter Medienände-
rungsstaatsvertrag), S. 13, abgerufen unter: https://rundfunkkommission.rlp.de/fileadmin/rundfunkkommis-
sion/Dokumente/Beschluesse/3_MAEStV_Begruendung_final.pdf. 

46 Vierter Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge (Vierter Medienänderungsstaatsvertrag), 
Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil I  Nr. 25 vom 29. November 2023 (GVBl.I/23, [Nr. 
25]), abgerufen unter: https://bravors.brandenburg.de/gesetze/4medienaendstv.    

47 Landesregierung Rheinland-Pfalz: Reform des Rundfunks schreitet voran: mehr Transparenz, Compliance, stär-
kere Gremienkontrolle, 16.03.2023, abgerufen unter: https://www.rlp.de/service/pressemitteilungen/detail/re-
form-des-rundfunks-schreitet-voran-mehr-transparenz-compliance-staerkere-gremienkontrolle.   

https://rundfunkkommission.rlp.de/fileadmin/rundfunkkommission/Dokumente/Beschluesse/3_MAEStV_Begruendung_final.pdf
https://rundfunkkommission.rlp.de/fileadmin/rundfunkkommission/Dokumente/Beschluesse/3_MAEStV_Begruendung_final.pdf
https://rundfunkkommission.rlp.de/fileadmin/rundfunkkommission/Dokumente/Beschluesse/3_MAEStV_Begruendung_final.pdf
https://rundfunkkommission.rlp.de/fileadmin/rundfunkkommission/Dokumente/Beschluesse/3_MAEStV_Begruendung_final.pdf
https://bravors.brandenburg.de/gesetze/4medienaendstv
https://www.rlp.de/service/pressemitteilungen/detail/reform-des-rundfunks-schreitet-voran-mehr-transparenz-compliance-staerkere-gremienkontrolle
https://www.rlp.de/service/pressemitteilungen/detail/reform-des-rundfunks-schreitet-voran-mehr-transparenz-compliance-staerkere-gremienkontrolle
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Compliance-Beauftragter soll regelmäßig an den Intendanten, den Verwaltungsrat und gegebe-
nenfalls auch an ein weiteres Aufsichtsgremium berichten, wenn dieses unmittelbar berührt ist.    

§ 31c MStV bestimmt, dass sich die Vorgaben zu Transparenz und Compliance auch auf die Ge-
meinschaftseinrichtungen und Beteiligungsunternehmen der öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten erstrecken. 

Der bereits im Abschnitt 4.1 erwähnte § 31d MStV sieht vor, dass sich die Mitglieder in den Ver-
waltungsräten regelmäßig fortbilden und ausreichende Kenntnisse in Bereichen wie Wirtschafts-
prüfung, Betriebswirtschaft, Recht, Medienwirtschaft oder Medienwissenschaft haben. 

§ 31e MStV macht einheitliche Vorgaben für den Umgang mit möglichen Interessenkollisionen, 
auch um die Unabhängigkeit und Neutralität der Entscheidungsgremien sicherzustellen und das 
Vertrauen in die Aufsichtsgremien zu stärken.48 Absatz 1 enthält die Legaldefinition einer Inte-
ressenkollision und legt fest, dass bei Mitgliedern eines Aufsichtsgremiums kein Umstand vorlie-
gen darf, der eine Interessenkollision nahelegt. Absatz 2 regelt den Ausschluss eines Gremienmit-
glieds von solchen Beratungsgegenständen, bei denen im Einzelfall eine Interessenkollision be-
steht.    

4.4. Staatsvertrag für den Rundfunk Berlin-Brandenburg: Stärkung der Gremienarbeit 

Der neue Staatsvertrag für den Rundfunk Berlin-Brandenburg (rbb-StV)49, der am 1. Januar 2024 
in Kraft getreten ist, sieht eine stärkere Kontrolle durch Rundfunkrat und Verwaltungsrat vor.  

Zur Unterstützung beider Aufsichtsgremien ist nach § 18 rbb-StV die Einrichtung jeweils eines 
Gremiensekretariats vorgesehen. Im Verwaltungsrat werden Fachkenntnisse der Mitglieder vo-
rausgesetzt, sie müssen nach § 24 Abs. 1 S. 5 rbb-StV insgesamt Erfahrungen in den Bereichen 
der Wirtschaftsprüfung, der Betriebswirtschaft, des Rechts und der Medienwirtschaft oder der 
Medienwissenschaft aufweisen, nachgewiesen jeweils durch eine mindestens fünfjährige Berufs-
erfahrung in dem jeweiligen Bereich. Das Aufgabenprofil des Verwaltungsrats wird in § 25 rbb-
StV konkretisiert, für das Ehrenamt der Mitglieder werden nach § 28 Abs. 1 rbb-StV eine Auf-
wandsentschädigung und Sitzungsgelder gewährt. Zudem wird gemäß §§ 42 Abs. 2 rbb-StV die 
externe Finanzkontrolle um eine regelmäßige Prüfung der wirtschaftlichen Gesamtsituation des 
Senders erweitert.50 

In einem nicht veröffentlichten Gutachten im Auftrag des rbb äußerte der Staatsrechtler Joachim 
Wieland von der Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer Kritik an dem Ent-

 

48 Niedersächsischer Landtag, Drucksache 19/1599, S. 12. 

49 Gesetz zum Staatsvertrag über den Rundfunk Berlin-Brandenburg (rbb-Staatsvertrag) vom 20. Dezember 2023 
Berlin: G v. 20.12.2023 (GVBl. S. 422); Brandenburg: G v. 15.12.2023 (GVBl. I Nr. 27), Bek. v. 5.1.2024 (GVBl. I 
Nr. 1). 

50 Land Brandenburg: Pressemitteilungen zur Gemeinsamen Kabinettssitzung von Berlin und Brandenburg vom 
03.11.2023, abgerufen unter: https://www.brandenburg.de/cms/detail.php/detail.php?gsid=branden-
burg_06.c.825970.de.  

https://www.brandenburg.de/cms/detail.php/detail.php?gsid=brandenburg_06.c.825970.de
https://www.brandenburg.de/cms/detail.php/detail.php?gsid=brandenburg_06.c.825970.de
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wurf des Staatsvertrages u.a. im Hinblick auf die ursprünglich vorgesehenen Kompetenzerweite-
rungen des Rundfunkrates.51 Die Wahl von Landesbeauftragten durch den Rundfunkrat würde 
gegen die Rundfunkfreiheit verstoßen, weil der Rundfunkrat dadurch Einfluss auf die publizisti-
sche Tätigkeit des Senders erhalten könnte, obwohl er nach der Verfassung eigentlich auf die 
Kontrollfunktion beschränkt sei. Da Landesbeauftragte auch der Einstellung und Entlassung von 
Mitarbeitenden zustimmen müssten, würde der Rundfunkrat dadurch indirekt erheblichen Ein-
fluss auf das journalistische Personal gewinnen.52 

Eine frühzeitige Einbeziehung des Rundfunkrats in die Bedarfsanmeldung des Senders bei der 
Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs wäre ebenfalls kritisch zu sehen, da das Auf-
sichtsgremium dadurch verfassungswidrig mitgestalten könnte, wie der Sender seinen publizisti-
schen Auftrag auszuführen beabsichtige.53 Dies wäre aber mit dessen Rundfunkfreiheit unverein-
bar, so das Rechtsgutachten von Wieland. 

4.5. Zukunftsrat: Empfehlungen für einen Medienrat, Verwaltungsrat und eine kollegiale Ge-
schäftsleitung 

In ihrer Sitzung am 8. März 2023 setzte die Rundfunkkommission der Länder einen Rat für die 
zukünftige Entwicklung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks (Zukunftsrat) bestehend aus acht 
Experten ein.54 Der Zukunftsrat solle beratend tätig werden und zeitnah einen Bericht mit Emp-
fehlungen für die Zukunft des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, seiner künftigen Nutzung und 
dessen Akzeptanz erarbeiten.55   

In seinem am 18. Januar 2024 vorgestellten Bericht spricht sich der Zukunftsrat für grundlegende 
Veränderungen in der Organisationsstruktur, der Führungs- und Organisationskultur sowie des 
Finanzierungsverfahrens aus.56 Vorgeschlagen wird die Bildung einer zentralen ARD-Anstalt als 
Dachorganisation, die für bundesweite Angebote wie beispielsweise die Mediathek oder das Pro-
gramm im Ersten verantwortlich ist. Dies soll zum Abbau von Doppelstrukturen innerhalb der 
ARD sowie des Abstimmungsbedarfs zwischen den Landesrundfunkanstalten beitragen.57 Den 

 

51 Evangelischer Pressedienst, Geplanter RBB-Staatsvertrag weiter in der Kritik, epd medien 43/23 v. 27.10.2023.  

52 Evangelischer Pressedienst, Geplanter RBB-Staatsvertrag weiter in der Kritik, epd medien 43/23 v. 27.10.2023. 

53 Evangelischer Pressedienst, Geplanter RBB-Staatsvertrag weiter in der Kritik, epd medien 43/23 v. 27.10.2023. 

54 MMR-Aktuell, Rundfunkkommission beruft Zukunftsrat ein, MMR-Aktuell 2023, 456642. 

55 Beschluss der Rundfunkkommission vom 08.03.2023, TOP 1, Reform ÖRR (Einsetzung Zukunftsrat), abgerufen 
unter: https://rundfunkkommission.rlp.de/rundfunkkommission-der-laender/beschluesse-der-rundfunkkommis-
sion.  

56 Rundfunkkommission der Länder (Hrsg.), Bericht des Rates für die zukünftige Entwicklung des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks, Januar 2024, S. 15, abgerufen unter: https://rundfunkkommission.rlp.de/fileadmin/rundfunk-
kommission/Dokumente/Zukunftsrat/ZR_Bericht_18.1.2024.pdf.  

57 Rundfunkkommission der Länder (Hrsg.), Bericht des Rates für die zukünftige Entwicklung des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks, Januar 2024, S. 18. 

https://rundfunkkommission.rlp.de/rundfunkkommission-der-laender/beschluesse-der-rundfunkkommission
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https://rundfunkkommission.rlp.de/fileadmin/rundfunkkommission/Dokumente/Zukunftsrat/ZR_Bericht_18.1.2024.pdf
https://rundfunkkommission.rlp.de/fileadmin/rundfunkkommission/Dokumente/Zukunftsrat/ZR_Bericht_18.1.2024.pdf
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neun Landesrundfunkanstalten soll es dadurch erleichtert werden, sich stärker auf regionale In-
halte zu konzentrieren. 

Der Zukunftsrat spricht sich ferner für eine Umstrukturierung der operativen Leitung aus, indem 
das bisherige Intendantenmodell durch eine „kollegiale Geschäftsleitung“ für die vorgeschlagene 
zentrale ARD-Anstalt, für das ZDF und das Deutschlandradio abgelöst wird.58 Die Geschäftslei-
tung soll grundsätzlich kollegial entscheiden und der oder dem Vorsitzenden als Ultima Ratio 
ein Letztentscheidungsrecht zukommen. Zudem werden für die vorgeschlagene ARD-Anstalt, 
ZDF und Deutschlandfunk als Aufsichtsgremien ein pluralistisch besetzter Medienrat und ein 
überwiegend nach Fachexpertise besetzter Verwaltungsrat empfohlen.  

Für den Medienrat wird eine Zusammensetzung aus 16 von den Landtagen gewählten Persön-
lichkeiten und zusätzlichen 32 politikfernen Vertreterinnen und Vertretern der Zivilgesellschaft 
vorgeschlagen.59 Das Gremium soll die Aufgabenerfüllung überwachen, den Verwaltungsrat beru-
fen und entlassen und auf dessen Antrag regelmäßige interne Berichte genehmigen. Zusätzlich 
soll er auch externe Berichte anfordern und öffentliche Empfehlungen abgeben können.  

Der Verwaltungsrat soll sich aus „unabhängigen Persönlichkeiten“ zusammensetzen, von denen 
ein Teil über einschlägige fachliche Kenntnisse und Erfahrungen verfügt.60 Dem Rat kommt die 
Aufgabe zu, die strategische Gesamtverantwortung für die Anstalt zu tragen und die operative 
Geschäftsleitung zu beaufsichtigen, die er im Einvernehmen mit dem Medienrat beruft bezie-
hungsweise entlässt. Auf Vorschlag der Geschäftsleitung hat er ferner „die für das inhaltliche An-
gebot besonders relevanten Positionen in der jeweiligen Anstalt“ zu berufen und auch mit diesen 
die entsprechenden Verträge zu schließen.61 Außerdem soll der Verwaltungsrat auf Antrag der 
Geschäftsleitung die Strategie der Anstalt, die Strategie für Plattformen und Programme, die 
Grundzüge der Organisation sowie die Organisations- und Compliance-Richtlinie, den Haushalts-
plan und die Mittelverteilung verabschieden.       

 

58 Rundfunkkommission der Länder (Hrsg.), Bericht des Rates für die zukünftige Entwicklung des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks, Januar 2024, S. 18. 

59 Rundfunkkommission der Länder (Hrsg.), Bericht des Rates für die zukünftige Entwicklung des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks, Januar 2024, S. 18. 

60 Rundfunkkommission der Länder (Hrsg.), Bericht des Rates für die zukünftige Entwicklung des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks, Januar 2024, S. 18. 

61 Rundfunkkommission der Länder (Hrsg.), Bericht des Rates für die zukünftige Entwicklung des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks, Januar 2024, S. 18. 
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5. Internationaler Vergleich 

5.1. Großbritannien  

In Großbritannien besteht mit der British Broadcasting Corporation (BBC) eine öffentlich-rechtli-
che Rundfunkanstalt, die mehrere Hörfunk- und Fernsehprogramme sowie einen Internet-Nach-
richtendienst betreibt. 62 Sie ist seit 1926 öffentlich-rechtlich und veränderte ihre Aufsichtsstruk-
turen zuletzt im Jahr 2017. Es wurde das BBC Board eingeführt, welches mit vier Mitgliedern der 
BBC-Geschäftsleitung sowie zehn für die Aufsicht zuständigen sogenannten Non-Executive Di-
rectors besetzt ist. Weitere Aufsichtsbehörde neben dem BBC Board ist die staatliche Medienbe-
hörde Ofcom,63 eine durch den Communications Act von 2003 als Zusammenschluss mehrerer 
Überwachungsorgane entstandene Kontrollinstanz.64 Berufungen in den Vorstand der BBC und 
Entscheidungen über die Höhe der Fernsehbeiträge obliegen der Regierung.65 

5.2. Frankreich  

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk in Frankreich ist vollständig in staatlicher Hand.66 Seit 2022 
wird das öffentlich-rechtliche TV- und Radioangebot durch Steuern finanziert und keine Rund-
funkgebühr mehr erhoben.67 Der starke Einfluss des Staates zeigt sich auch daran, dass die wich-
tigsten Kontroll- und Aufsichtsorgane die für Medien zuständigen Ausschüsse des Parlaments 
sind. Daneben besteht mit der Medienbehörde Autorité de régulation de la communication audi-
ovisuelle et numérique (Arcom) eine weitere Kontrollinstanz, welche vor allem das Vorschlags-
recht für die Intendanten der öffentlich-rechtlichen Medien innehat.68 

 

62 Dittert, What next, auntie Beeb? Die BBC vor ungewisser Zukunft, APuZ 25/2023, S. 28 

63 Grimberg, Zwischen Publikumsrat und direktem Staatszugriff: Öffentlich-rechtlicher Rundfunk in Europa, mdr 
MEDIEN360G, abgerufen unter: https://www.mdr.de/medien360g/medienpolitik/gremien-international-
100.html.  

64 Freedman, Verlorene Ausstrahlung? Öffentlich-rechtlicher Rundfunk in Großbritannien, in: Friedrich-Ebert-
Stiftung (Hrsg.), Reihe: Öffentlich-Rechtlicher Rundfunk in Europa, September 2020, S. 1. 

65 Thomas, Zu teuer, zu abhängig, zu irrelevant? Der öffentlich-rechtliche Rundfunk in internationaler Perspek-
tive, APuZ 25/2023, S. 23. 

66 Poulain, Kein Programm links von der Mitte. Öffentlich-rechtlicher Rundfunk in Frankreich, in: Friedrich-
Ebert-Stiftung (Hrsg.), Reihe: Öffentlich-Rechtlicher Rundfunk in Europa, September 2020, S. 1. 

67 Thomas, Zu teuer, zu abhängig, zu irrelevant? Der öffentlich-rechtliche Rundfunk in internationaler Perspek-
tive, APuZ 25/2023, S. 23. 

68 Grimberg, Zwischen Publikumsrat und direktem Staatszugriff: Öffentlich-rechtlicher Rundfunk in Europa, mdr 
MEDIEN360G, abgerufen unter: https://www.mdr.de/medien360g/medienpolitik/gremien-international-
100.html.  

https://www.mdr.de/medien360g/medienpolitik/gremien-international-100.html
https://www.mdr.de/medien360g/medienpolitik/gremien-international-100.html
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https://www.mdr.de/medien360g/medienpolitik/gremien-international-100.html
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5.3. Schweiz  

In der Schweiz gibt es vier verschiedene Vereine bzw. Genossenschaften, die den Rundfunk ver-
anstalten und in der Schweizerischen Radio- und Fernsehgesellschaft (SRG) zusammengeschlos-
sen sind.69 Die Mitgliedschaft ist für die Schweizer Bürger freiwillig. In jeder der vier Regionalge-
sellschaften gibt es einen Publikumsrat und eine Ombudsstelle. Der Publikumsrat soll den Aus-
tausch zwischen Publikum und den Programmverantwortlichen gewährleisten, während die Om-
budsstelle Beanstandungen am Programm und den Inhalten entgegennimmt. Das oberste Auf-
sichtsgremium für alle Vereine ist die Delegiertenversammlung der SRG. Der Vorstand der Dele-
giertenversammlung ist für die Wahl des Generaldirektors und der Leitungsebene sowie die Ertei-
lung von Weisungen zuständig. Er besteht aus den vier Präsidenten der Einzelvereine, drei von 
der Delegiertenversammlung gewählten Mitgliedern sowie je einem Mitglied von Bundesrat und 
Regierung.70 

5.4. Österreich  

Da der Österreichische Rundfunk (ORF) seit 2001 eine Stiftung öffentlichen Rechts ist, heißt sein 
oberstes Gremium Stiftungsrat.71 Dieser besteht aus 35 Stiftungsräten. 24 der 35 Stiftungsräte wer-
den von der Bundesregierung, den Landesregierungen und den politischen Parteien benannt, 
sechs Mitglieder vom ORF-Publikumsrat und fünf Mitglieder vom ORF-Zentralbetriebsrat. Der 
Stiftungsrat bestellt den ORF-Generaldirektor und ist für die Genehmigung von Budgets, Rech-
nungsabschlüssen und Rechtsgeschäften des ORF zuständig. Die Funktion des ORF-Publikums-
rats soll wie bei den deutschen Rundfunkräten die Repräsentation der Gesellschaft sein. Wäh-
rend 13 Plätze für Kirchen, Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände, Parteistiftungen und die 
Akademie der Wissenschaften feststehen, werden die übrigen 17 Sitze vom Bundeskanzler an 
Vertreter aus anderen gesellschaftlichen Bereichen vergeben.72 

 

*** 

 

69 SRG, Organisation, abgerufen unter: https://www.srgssr.ch/de/wer-wir-sind/organisation.  

70 Grimberg, Zwischen Publikumsrat und direktem Staatszugriff: Öffentlich-rechtlicher Rundfunk in Euro-pa, mdr 
MEDIEN360G, abgerufen unter: https://www.mdr.de/medien360g/medienpolitik/gremien-international-
100.html.  

71 Beaufort, Gewappnet für die Zukunft? Öffentlich-rechtlicher Rundfunk in Österreich, in: Friedrich-Ebert-Stif-
tung (Hrsg.), Reihe: Öffentlich-Rechtlicher Rundfunk in Europa, September 2020, S. 2. 

72 Grimberg, Zwischen Publikumsrat und direktem Staatszugriff: Öffentlich-rechtlicher Rundfunk in Europa, mdr 
MEDIEN360G, abgerufen unter: https://www.mdr.de/medien360g/medienpolitik/gremien-international-
100.html.  
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